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förderungstag bei der Eisenbahn schriftlich zu stellen. Die 
Bedingungen für die Übernahme dieser Leistungen müssen 
dem Verkehrskunden mindestens 6 Werktage vor dem Be­
förderungstag schriftlich vorliegen. Weist er diese nicht in­
nerhalb von 3 Werktagen zurück, gelten sie als vereinbart.

§7
Fundsachen

Wer eine Sache auf oder in den der Öffentlichkeit zugäng­
lichen Verkehrsanlagen — außer auf öffentlichen Straßen und 
Plätzen — oder in den Beförderungsmitteln findet, ist zur un­
verzüglichen Abgabe an die Eisenbahn verpflichtet. Die Eisen­
bahn hat bei ihr abgegebene Ausweise, Pässe, andere öffent­
liche Urkunden, dienstliche Unterlagen sowie Sparbücher der 
ausstellenden Einrichtung oder Dienststelle oder der näch­
sten Dienststelle der Deutschen Volkspolizei zu übergeben. Im 
übrigen gelten für Fundsachen, die Rechte und Pflichten des 
Verlierers, des Finders sowie der Eisenbahn die zivilrecht­
lichen Vorschriften'über den Fund.

§ 8
Verhalten auf Verkehrsanlagen und in 

_ Beförderungsmitteln, Gewährleistung von 
Ordnung und Sicherheit

(1) Wer Verkehrsanlagen oder Beförderungsmittel betritt 
oder Leistungen der Eisenbahn in Anspruch nimmt, hat sich 
so zu verhalten, daß Ordnung und Sicherheit gewährleistet, 
insbesondere Personen nicht gefährdet oder geschädigt, be­
hindert oder belästigt, Schäden an Verkehrsanlagen, Beför­
derungsmitteln oder anderen Sachen sowie Störungen des 
Betriebsablaufs vermieden und der Schutz der Umwelt ge­
wahrt werden. Der Zugang zu Sicherheitseinrichtungen und 
Türen der Beförderungsmittel ist freizuhalten. Es ist insbe­
sondere nicht gestattet,

a) Verkehrsanlagen außerhalb der dafür bestimmten Wege 
zu betreten bzw. zu verlassen;

b) Beförderungsmittel während der Fahrt sowie außerhalb 
der Verkehrsstellen oder unter Mißachtung vorgeschrie-

" bener Ein- bzw. Ausstiegsregelungen zu betreten oder 
zu verlassen, soweit dazu nicht ausdrücklich durch Mit­
arbeiter der Eisenbahn auf gef ordert wird;

c) Notsignale oder Notbremseinrichtungen mißbräuchlich 
zu benutzen;

d) sich während der Fahrt auf Trittbrettern oder anderen 
Teilen des Beförderungsmittels, die nicht für den Aufent­
halt bestimmt oder nicht dafür freigegeben sind, auf­
zuhalten;

e) Gegenstände aus dem Beförderungsmittel hinauszuwer­
fen oder hinausragen zu lassen oder während der Fahrt 
die Außentüren zu öffnen;

f) Beförderungsmittel zu betreten, die von der Eisenbahn 
als besetzt bezeichnet sind.

(2) Das öffnen der Fenster ,sowie das Betätigen der Lüf­
tungseinrichtungen des Beförderungsmittels ist nur im Ein­
vernehmen mit allen davon Betroffenen zulässig. Bei Mei­
nungsverschiedenheiten 'entscheiden die_ Mitarbeiter der 
Eisenbahn.

(3) In Beförderungsmitteln, auf Verkehrsanlagen sowie in 
Einrichtungen zur Betreuung ist das Rauchen nicht gestattet, 
wenn es durch entsprechende Beschilderung untersagt ist. 
Die Mitarbeiter der Eisenbahn sind berechtigt, bei Zuwi­
derhandlungen 5 M zu erheben.

(4) Wer Verkehrsanlagen oder Beförderungsmittel verun­
reinigt, hat für sofortige Säuberung zu sorgen. Wird die Ver­
unreinigung durch ein Tier oder eine mitgenommene Sache 
verursacht, obliegt diese Verpflichtung der das Tier oder die 
Sache mitnehmenden Person. Übernimmt die Eisenbahn aus­
nahmsweise die Säuberung, sind die ihr dadurch entstehen­
den Kosten zu ersetzen, mindestens werden 10 M erhoben.

(5) In den Beförderungsmitteln und auf den Bahnhöfen ist 
das Betreiben von Tonwiedergabegeräten nur gestattet, wenn

dadurch Ordnung und Sicherheit nicht beeinträchtigt bzw. 
gefährdet werden, insbesondere eine angemessene Lautstärke 
eingehalten wird oder andere Reisende keine Einwände er­
heben.

(6) Der Aufenthalt in Betreuungseinrichtungen kann vom 
Besitz eines gültigen Fahrausweises abhängig gemacht wer­
den.

§9
Feststellen von Personalien

(1) Die von der Eisenbahn zur Gewährleistung von Ord­
nung und Sicherheit eingesetzten Mitarbeiter handeln im 
staatlichen Auftrag. Sie sind verpflichtet, sich auf Verlangen 
auszuweisen. Sie sind berechtigt, die Personalien sowie die 
Arbeits- oder Ausbildungsstelle derjenigen Personen festzu­
stellen, die

a) gegen die Anforderungen zur Gewährleistung von Ord­
nung und Sicherheit verstoßen haben;

b) Personen verletzt, Verkehrsanlagen, Beförderungsmit­
tel oder andere Sachen beschädigt oder verunreinigt ha­
ben;

c) keinen gültigen Fahrausweis vorweisen können und nicht 
bereit oder in der Lage sind, die Nachlösegebühr, das 
Beförderungsentgelt oder ein anderes Entgelt zu entrich- 
ten*

und hierzu Einsicht in den Personalausweis zu nehmen.
(2) Personen, die unter den im Abs. 1 genannten Voraus­

setzungen zur Angabe ihrer Personalien aufgefordert wer­
den, sind verpflichtet, ihren Personalausweis zur Einsicht­
nahme auszuhändigen und ihre Arbeits- oder Ausbildungs­
stelle anzugeben.

§ 10

Grundsätze der Verantwortlichkeit
(1) Die Partner eines Vertrages über die Personenbeför­

derung im Rahmen dieser Anordnung sind für die Verlet­
zung ihrer Pflichten nach den Bestimmungen des Vertrags­
gesetzes und des Zivilgesetzbuches verantwortlich. Sie haben 
die Rechtsfolgen der Pflichtverletzungen zu tragen.

(2) Soweit in dieser Anordnung oder in Verträgen für 
Pflichtverletzungen Rechtsfolgen festgelegt sind, treten aus­
schließlich diese ein.

(3) Für Gesundheitsschäden, die einem Bürger im Geltungs­
bereich dieser Anordnung entstehen, ist die Eisenbahn nach 
den Bestimmungen des Zivilgesetzbuches verantwortlich. Das 
gleiche gilt für die Schäden an Sachen, die ein Bürger mit 
sich führte oder bei sich hatte.

Abschnitt II
Bestimmungen für die Beförderung von Personen

§11
Personenbeförderungsvertrag, sonstige Verträge

(1) Der Personenbeförderungsvertrag kommt zustande, 
wenn der Reisende den Zug oder den abgegrenzten Bereich 
eines Bahnhofs zum Zwecke der Beförderung betritt und 
einen gültigen Fahrausweis besitzt bzw. das Beförderungs­
entgelt entrichtet hat.

(2) Der Personenbeförderungsvertrag endet, wenn
a) die Eisenbahn die Beförderungsleistung erbracht und 

der Reisende den Zug oder den abgegrenzten Bereich des 
Bahnhofs verlassen hat;

b) eine Beförderung wegen eines unabwendbaren Ereignis­
ses abgebrochen oder nicht durchgeführt wird;

c) ein Ausschluß von der Beförderung erfolgt.
(3) Die Mitnahme von Sachen und Tieren erfolgt im Rah­

men des Personenbeförderungsvertrages des Reisenden, auch 
wenn nach dem Tarif hierfür ein Beförderungsentgelt zu 
entrichten ist.


